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1. Vorwort 
Das Bremer Informationsfreiheitsgesetz (BremIFG) ist nach intensiven Beratungen im August 2006 in 

Kraft getreten. Die in den Ausschüssen der Bürgerschaft durchgeführten Anhörungen und die mit den 

Fraktionen geführten Diskussionen haben dazu beigetragen, dass ein modernes 

Informationsfreiheitsgesetz verabschiedet wurde. Es braucht den Vergleich mit den Gesetzen anderer 

Länder nicht zu scheuen. Ich habe Beratungen intensiv begleitet, weil mir bekannt war, dass mir die 

Kontrolle über die Einhaltung der Vorschriften gegenüber der Verwaltung übertragen werden sollte. 

Nur ausgereifte Regelungen ermöglichen sowohl den öffentlichen Stellen in ihrer Funktion als 

Anwender wie mir als Kontrolleur einen klaren und einfachen Umgang mit den Vorschriften.  

Neben dem Bund sind mittlerweile in acht anderen Ländern Informationsfreiheitsgesetze in Kraft. In 

weiteren Ländern gibt es Gesetzentwürfe und Beratungen. So war ich jüngst aufgefordert, gegenüber 

dem Hessischen Landtag eine Stellungnahme abzugeben. Der Text ist auf meiner Homepage unter 

www.informationsfreiheit.bremen.de abrufbar. 

Meine im Berichtsjahr durch Altersteilzeit, Abberufung, Abgang und Beurlaubungen extrem 

ausgedünnte Personaldecke erlaubte mir nicht unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, mich 

mit voller Kraft den anstehenden Aufgaben zu widmen. Gleichwohl ist es mir überwiegend durch 

Mehrarbeit gelungen, das Notwendige in Angriff zu nehmen, wie die Darstellungen im Folgenden 

zeigen. Weil die Regelungen zum Zeitpunkt der Berichtslegung zum 31. Dezember 2006 noch nicht 

einmal ein halbes Jahr in Kraft sind, lässt sich noch keine Aussage über Umfang und Art der 

Inanspruchnahme und der Wirkweise der Vorschriften oder gar mit der Rechtsausübung verbundene 

Erfolge treffen.  

Lassen Sie mich noch eines ansprechen. Dies ist der erste Bericht zum IFG und damit stand die 

Frage im Raum, ob ich den Jahresbericht des Landesbeauftragten für Datenschutz mit dem Bericht 

zum IFG zu einer Drucksache verbinde. Auch wenn der Bericht nach dem IFG - wohl auch in den 

nächsten Jahren - nicht so umfangreich wie der Datenschutzbericht werden wird, hat der Bereich 

Informationsfreiheit und damit auch der Bericht einen Anspruch auf eigenständige Darstellung. Dies 

ergibt sich m. E. nicht nur aus den unterschiedlichen Ansätzen der Rechtsmaterie und der 

selbstständigen Regelung in zwei getrennten Gesetzen mit zwei Berichtspflichten, sondern auch 

daraus, dass der Jahresbericht des Landesbeauftragten für Datenschutz nach § 35 BremDSG 

zwingend im Rechtsausschuss zu behandeln ist, während das BremIFG eine solche Regelung nicht 

enthält und das Parlament frei ist zu entscheiden, wie es mit dem Bericht nach dem BremIFG 

verfahren will, so dass ich auch in der Form bedacht sein musste, das Parlament nicht zu 

präjudizieren. Selbstverständlich kann ich die jetzt getroffene Entscheidung der getrennten 

Darstellung bereits beim nächsten Bericht - auf Wunsch des Parlaments - anpassen. 
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2. Der Entstehungsweg des Bremer Informationsfreiheitsgesetzes 

2.1 Die Beratungen zum Bremer Informationsfreiheitsgesetz 
Bereits in der vergangenen Legislaturperiode hatte die Bürgerschaftsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 

wie auch der Senator für Finanzen einen Entwurf für ein Gesetz über die Freiheit des Zugangs zu 

Informationen für das Land Bremen (Drs. 15/768 vom 4. Juli 2001) vorgelegt. Der Gesetzentwurf der 

Grünen wurde von der Bürgerschaft an den Datenschutzausschuss und den Ausschuss für 

Informations- und Kommunikationstechnologie und Medienangelegenheiten überwiesen. Beide 

Ausschüsse haben am 3. Mai 2002 eine gemeinsame öffentliche Anhörung zur Informationsfreiheit 

durchgeführt und Sachverständige angehört. Als Sachverständiger habe ich in meinem Referat u. a. 

dargelegt, dass das Recht auf Informationszugang gegenüber öffentlichen Stellen mit dem 

Datenschutz in Einklang gebracht werden kann, für eine klare Definition der Aufgaben des 

Informationsfreiheitsbeauftragten plädiert und mich nachdrücklich für die Einrichtung eines zentralen 

elektronischen Registers ausgesprochen (Ausschussprotokolle A/IuKM und A/DA vom 3. Mai 2002). 

Der Datenschutzausschuss hat aufgrund der Anhörung verschiedene Anforderungen an ein 

bremisches Informationsfreiheitsgesetz aus datenschutzrechtlicher Sicht formuliert (vgl. 25. JB, 

Ziff. 1.14). Der Ausschuss für Informations- und Kommunikationstechnologie und 

Medienangelegenheiten hat der Bürgerschaft im Ergebnis mehrheitlich vorgeschlagen, den 

Gesetzesantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abzulehnen, da zwischen den beiden 

Koalitionsfraktionen SPD und CDU keine Einigkeit über ein bremisches Informationsfreiheitsgesetz 

erzielt werden konnte (Drs. 15/1251 vom 1. Oktober 2002). So wurde verfahren. 

Für die 16. Legislaturperiode sah die Koalitionsvereinbarung der Regierungsfraktionen vor: „Ein 

Informationsfreiheitsgesetz wird in Bremen eingeführt.“ Daraufhin sind auch in dieser 

Legislaturperiode überarbeitete Gesetzentwürfe von Bündnis 90/Die Grünen (Drs. 16/183 vom 

12. März 2004 und Drs. 16/772 vom 6. Oktober 2005) und den beiden Koalitionsfraktionen CDU und 

SPD (Drs. 16/874 vom 14. Dezember 2005) in die Bürgerschaft eingebracht und dort erneut an den 

Ausschuss für Informations- und Kommunikationstechnologie und Medienangelegenheiten und den 

Rechtsausschuss zur weiteren Beratung und Berichterstattung überwiesen worden. Die Ausschüsse 

haben die drei Gesetzentwürfe in einer gemeinsamen Sitzung am 24. März 2006 beraten und zur 

Vorbereitung Stellungnahmen u. a. von Prof. Dr. Kubicek von der Universität Bremen und mir als 

Landesbeauftragten für den Datenschutz erörtert. Dabei wurden als wesentliche Grundlage des 

Entwurfs der Koalitionsfraktion auch das am 1. Januar 2006 in Kraft getretene 

Informationsfreiheitsgesetz des Bundes vom 5. September 2005 (BGBl. I S. 2722) und der genannte 

Diskussionsentwurf des Senators für Finanzen aus der vergangenen Legislaturperiode intensiv 

diskutiert. Im Anschluss hat der Ausschuss für Informations- und Kommunikationstechnologie und 

Medienangelegenheiten in Abstimmung mit dem Rechtsausschuss einige inhaltliche Änderungen und 

Klarstellungen im Gesetzentwurf der Koalitionäre vorgenommen. Dabei wurden u. a. die 

Ausnahmevorschriften enger gefasst und die Veröffentlichungspflichten der öffentlichen Stellen sowie 

die wissenschaftliche Evaluierung des Gesetzes präzisiert. Nach abschließender Beratung am 5. Mai 
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2006 hat der Ausschuss mit Mehrheit empfohlen, den Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen abzulehnen und den Entwurf der Koalitionsfraktion von SPD und CDU in der vom Ausschuss 

geänderten Fassung zu beschließen (Drs. 16/1000 vom 5. Mai 2006). Die Bürgerschaft nahm darauf 

am 11. Mai 2006 in zweiter Lesung das Bremer Informationsfreiheitsgesetz in der Fassung der CDU 

und SPD an (Plenarprotokoll 16/60).  
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2.2 Inkrafttreten des Bremer Informationsfreiheitsgesetzes und der 

Verordnung über die Gebühren und Auslagen 
Am 1. August 2006 ist das Gesetz über die Freiheit des Zugangs zu Informationen für das Land 

Bremen (BremIFG) in Kraft getreten (Brem.GBl. vom 26. Mai 2006 S. 263) und am 12. August 2006 

die Verordnung über die Gebühren und Auslagen nach dem Bremer Informationsfreiheitsgesetz 

(Brem.GBl. vom 11. August 2006 S. 370). 

Das BremIFG begründet einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen für jedermann 

gegenüber der Verwaltung im Land Bremen. Durch den vom Informationsfreiheitsgesetz gewährten 

Anspruch soll ein Informationsgleichgewicht zwischen Bürger und Verwaltung hergestellt werden, der 

es den Bürgern weit mehr als bisher ermöglicht, eine aktive Rolle in der demokratischen Gesellschaft 

einzunehmen. Nach dem BremIFG besteht ein Anspruch auf Zugang zu allen amtlichen 

Informationen, d. h. jede amtlichen Zwecken dienende Aufzeichnung, unhängig davon, ob diese in 

Papierform oder als elektronisches Dokument vorgehalten wird. Hiervon sind nur Entwürfe und 

Notizen ausgenommen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen. Dem 

Informationsbegehren kann seitens der Behörde durch Auskunftserteilung, Gewährung von 

Akteneinsicht oder sonstige Zugänglichmachung von Informationen nachgekommen werden. Nur in 

gesetzlich festgelegten Ausnahmefällen darf der Informationszugang abgelehnt werden. Das Gesetz 

sieht als Ausnahmefälle den Schutz von besonderen öffentlichen Belangen, behördlichen 

Entscheidungsprozessen, personenbezogenen Daten, des geistigen Eigentums und von Betriebs- 

oder Geschäftsgeheimnissen vor. Gegen eine ablehnende Entscheidung kann der Antragsteller sich 

mit Widerspruch und Verwaltungsklage wenden. Darüber hinaus kann sich jeder, der sich in seinen 

Rechten auf Informationszugang nach dem BremIFG als verletzt ansieht, an mich als den 

Informationsfreiheitsbeauftragten wenden. 

Die Verordnung über die Gebühren und Auslagen nach dem Bremer Informationsfreiheitsgesetz regelt 

für verschiedene Gebührentatbestände und Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Geltendmachung 

des Informationsfreiheitsanspruchs die Kosten. Entscheidend ist, dass die Kosten nicht eine Höhe 

erlangen, die den Bürger von der Ausübung seines Informationsfreiheitsrechts abhalten. 

Dementsprechend ist z. B. der Informationszugang bei Auskünften mit geringfügigem Aufwand (bis 30 

Minuten einschließlich Vorbereitungsmaßnahmen) und bei der Einsichtnahme vor Ort gebührenfrei. 

Gebührenfrei ist auch die Ablehnung des Informationszugangs. Im Übrigen ist die Gebührenhöhe 

nach dem Aufwand in mehrere Stufen gestaffelt und beträgt maximal 500 € bei außergewöhnlich 

hohem Aufwand (mehr als acht Stunden). Daneben fallen Auslagen, insbesondere für die Erstellung 

von papiernen Kopien (0,10 € pro DIN-A4-Kopie), an. 
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2.3 Neue Aufgaben für den Landesbeauftragten für Datenschutz und 

Informationsfreiheit 
Durch das Bremer Informationsfreiheitsgesetz wird dem Landesbeauftragten für Datenschutz die 

Kontrolle über die Einhaltung der Vorschriften des Informationsfreiheitsgesetzes in der Rolle des 

Landesbeauftragten für Informationsfreiheit übertragen. Ähnlich wie im Bereich des Datenschutzes 

kann der Einsicht begehrende Bürger nicht selbst überprüfen, ob ihm im erforderlichen Maße Einsicht 

in vorhandene Informationssammlungen gewährt wird. Mit den Regelungen nach dem BremIFG sind 

mir eine Reihe neuer Aufgaben zugewachsen. So überwache ich nicht nur die Einhaltung des Bremer 

Informationsfreiheitsgesetzes, sondern auch andere Vorschriften zur Informationsfreiheit bei den 

öffentlichen Stellen des Landes Bremen, z. B. das Umweltinformationsgesetz (UIG). Jeder kann den 

Landesbeauftragten anrufen, wenn er sein Recht auf Informationszugang als verletzt ansieht 

(§ 12 Abs. 1 BremIFG). Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, den Landesbeauftragten bei der 

Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen, u. a. die Einsicht in Unterlagen zu gewähren. Der 

Landesbeauftragte kann Empfehlungen zur Verbesserung der Informationsfreiheit geben, die 

öffentlichen Stellen in Fragen der Informationsfreiheit beraten und bei Verstößen oder sonstigen 

Mängeln Vorschläge zur Beseitigung der Mängel machen sowie bei deren Missachtung eine 

Beanstandung aussprechen. Über Entwürfe für Rechts- oder Verwaltungsvorschriften sowie 

Planungen zum Aufbau neuer automatisierter Informationssysteme ist der Landesbeauftragte 

rechtzeitig zu unterrichten. Der Landesbeauftragte kann von der Bürgerschaft mit der Erstattung von 

Gutachten oder der Durchführung von Untersuchungen in Fragen der Informationsfreiheit betraut 

werden. Über seine Tätigkeit legt der Landesbeauftragte für Informationsfreiheit der Bürgerschaft 

jährlich einen Bericht vor. 
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2.4 Tätigkeit des Landesbeauftragten nach Inkrafttreten des BremIFG  
Um umfassend aufzuklären und über die weitere Entwicklung immer aktuell berichten zu können, 

habe ich unter www.informationsfreiheit-bremen.de für die Informationsfreiheit eine eigene Webseite 

ins Netz gestellt. Auf der Website können sich die Bürgerinnen und Bürger allgemein darüber 

informieren, welche Informationen sie aufgrund des Informationsfreiheitsgesetzes von der Verwaltung 

verlangen können, wie sich das Verfahren gestaltet und welche Fristen bestehen. Unter „Hilfestellung“ 

sind z. B. Antworten auf oft gestellte Fragen zum Thema Informationsfreiheit zu finden. Unter 

„Veröffentlichungen“ wird auf aktuelle Pressemitteilungen, Broschüren zur Informationsfreiheit und auf 

Entschließungen der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland hingewiesen. 

Unter „Gesetzestexte“ finden sich der Wortlaut des Bremer Informationsfreiheitsgesetzes und der 

Gebührenverordnung wieder. Künftig sollen auch die Gesetzesmaterialien und weitere Gesetze zur 

Informationsfreiheit, z. B. das Informationsweiterverwendungsgesetz vom 13. Dezember 2006 

(BGBl. I S. 2913) eingestellt werden. Unter „Informationsregister“ wird auf das noch im Aufbau 

befindliche zentrale elektronische Informationsregister verwiesen. Für das Jahr 2007 sind Workshops 

zur Informationsfreiheit für Mitarbeiter der bremischen Verwaltung vorgesehen, mit der Vorbereitung 

wurde im Berichtjahr begonnen. 

Der Landesbeauftragte ist Mitglied der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

(IFK) und des Arbeitskreises Informationsfreiheit (AKIF), in denen halbjährlich übergreifende 

Fragestellungen und Probleme sowie aktuelle Entwicklungen im Bereich der Informationsfreiheit 

erörtert werden. Auf der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland vom 

12. Dezember 2006 wurde u. a. eine Entschließung zur Transparenz der Verwaltung im Internet 

gefasst, mit Hinweisen zur Bestimmung der zu veröffentlichenden Informationen. Eine weitere 

Entschließung behandelt das vorläufige Scheitern eines Verbraucherinformationsgesetzes mit der 

Aufforderung an die Länder und den Bund, das Vorhaben mit Nachdruck weiter zu verfolgen. Beide 

Entschließungen füge ich im Anhang bei. 
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2.5 Erste Erfahrungen bei der Anwendung des BremIFG 
Seit dem Inkrafttreten des Bremer Informationsfreiheitsgesetzes habe ich verschiedene Anfragen von 

Bürgern und Behörden, etwa zum Anwendungsbereich und zur Reichweite des 

Informationsanspruchs, zum Verhältnis zu anderen Auskunftsrechten, zur Beteiligung Dritter am 

Verfahren und zur Anwendung der Ausnahmen erhalten und beantwortet. 

In einem Fall hat ein Bürger mich nach § 12 Abs. 1 BremIFG angerufen, weil er sein Recht auf 

Informationszugang verletzt ansieht. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. Ich gehe davon 

aus, dass meine Funktion als Anrufungsinstanz nach dem BremIFG zukünftig in stärkerem Maße in 

Anspruch genommen werden wird. Darüber hinaus machen Anfragen aus den Dienststellen deutlich, 

dass Unsicherheiten über den Umfang der Veröffentlichungspflicht bestehen. 

Nach meiner Erfahrung wird den im BremIFG vorgesehenen Veröffentlichungspflichten seitens der 

öffentlichen Stellen noch nicht in dem im Gesetz vorgesehenen Umfang nachgekommen, 

insbesondere fehlt es an dem in § 11 Abs. 5 BremIFG vorgesehenen zentralen elektronischen 

Informationsregister. Ich hatte bereits bei der Anhörung zu dem Gesetzentwurf darauf hingewiesen, 

dass die im Gesetz vorgesehene Übergangsfrist von drei Monaten in diesem Punkt zu kurz bemessen 

sei. Ich unterstütze die Entwicklung des Registers, das ich als einen zentralen Punkt des Gesetzes 

ansehe, nach besten Kräften. Die zu schaffenden technischen Voraussetzungen wollen aber gut 

geplant sein. Nur wenn der zu schaffende Rahmen weit genug ist, wird es gelingen, den Bürgern ein 

geeignetes Rechercheinstrument an die Hand zu geben. Nicht nur weil das Gesetz im Vergleich mit 

anderen in diesem Punkt besonders fortschrittlich ist, sondern weil es ein Herzstück der gesamten 

Regelungen ist, muss die Einführung des zentralen elektronischen Informationsregisters sorgfältig 

vorbereitet sein. Es bleibt abzuwarten, ob die für das erste Quartal 2007 angekündigte Freischaltung 

tatsächlich erreicht wird.  

In der Fragestunde der Bürgerschaft am 16. November 2006 wurde der Senat nach ersten 

Erfahrungen mit dem Bremer Informationsfreiheitsgesetz gefragt. Der Senat hat in seiner Sitzung am 

12. Dezember 2006 die Antwort vorbereitet. Die vorher in einer kurzfristig durchgeführten Umfrage 

unter den Ressorts festgestellten zehn Anträge auf Informationszugang dürften allerdings nicht die 

tatsächliche Anzahl der Anträge wiedergeben, insbesondere unter Berücksichtigung der 

nachgeordneten Behörden. Die Umfrage berücksichtigt z. B. auch nicht den Antrag gegenüber dem 

Senator für Inneres und Sport, später dem Stadtamt Bremen, der einer mir vorliegenden Beschwerde 

zugrunde liegt. 
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3. Anhörung vor Auskünften aus dem Bodeninformationssystem 
Der Senator für Bau, Umwelt und Verkehr hat angefragt, unter welchen Voraussetzungen unter 

Anwendung des § 9 Umweltinformationsgesetz (UIG) vor Auskünften aus dem 

Bodeninformationssystem eine Anhörung des Betroffenen erforderlich ist. Es geht hierbei um 

Anfragen zu Altlasten auf Grundstücken im Rahmen des normalen Grundstücksverkehrs und von 

Baugenehmigungsverfahren. 

Nach § 9 Abs. 1 Satz 3 UIG ist der Betroffene vor einer beabsichtigten Offenbarung seiner 

personenbezogenen Daten anzuhören, wenn es sich um geschützte Informationen handelt, d. h. 

personenbezogene Daten, deren Offenbarung schutzwürdige Interessen des Betroffenen erheblich 

beinträchtigen würde. Wenn die Interessenabwägung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 UIG ergibt, dass das 

öffentliche Interesse an der Bekanntgabe nicht überwiegt, ist eine Offenbarung nicht zulässig. In 

diesem Falle bedarf es keiner Anhörung des Betroffenen. Im Umkehrschluss bedeutet dies: Nur wenn 

eine Interessenabwägung ergibt, dass das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe trotz des 

Vorliegens erheblicher Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen des Betroffenen überwiegt, ist der 

Betroffene anzuhören. 

Einvernehmen besteht, dass bei der Offenlegung von Altlastendaten schutzwürdige Interessen des 

betroffenen Grundstückseigentümers in der Regel nicht erheblich beeinträchtigt werden, so dass in 

diesen Fällen eine Anhörung nicht erforderlich ist. 
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4. Entschließungen der Konferenz der Informationsfreiheits-

beauftragten (IFK) 

4.1 Transparenz der Verwaltung im Internet: Eigeninitiative ist gefragt! 
(Entschließung der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland am 

12. Dezember 2006) 

Auf Bundesebene sowie in acht Bundesländern gibt es mittlerweile Informationsfreiheitsgesetze, die 

allen Interessierten die Einsicht in Behördenakten ermöglichen. Wer von diesem Recht Gebrauch 

machen möchte, steht erst einmal vor der Frage, welche Akten in den Ämtern überhaupt geführt 

werden. Der Blick auf die Internet-Seiten der einzelnen Behörden hilft dabei nur selten weiter. 

Übersichtliche Darstellungen des Aktenbestands? Inhaltlich aussagekräftige Dokumente, die über 

offizielle Verlautbarungen hinausgehen? Leider häufig Fehlanzeige! 

Die Praxis in Großbritannien, Slowenien und den Vereinigten Staaten von Amerika zeigt, dass eine 

andere Herangehensweise durchaus Erfolg verspricht. Dort sind alle Behörden per Gesetz 

verpflichtet, eine spezielle Website zur Informationsfreiheit anzubieten. Auf dieser Seite informieren 

sie nicht nur über die Rechtslage zur Akteneinsicht, über die behördlichen Ansprechpersonen und den 

eigenen Informationsbestand, sondern halten auch einen virtuellen Lesesaal bereit. Dort müssen 

Dokumente, die bereits mehrfach zur Einsicht beantragt wurden und Daten von allgemeinem 

Interesse eingestellt werden. Seit Einführung dieser Regelung geht die Anzahl der Anfragen nach 

Akteneinsicht bei den Behörden deutlich zurück. 

Einige Informationsfreiheitsgesetze sehen die Veröffentlichung bestimmter Dokumente bzw. die 

Meldung an ein zentrales elektronisches Informationsregister für öffentliche Stellen bereits jetzt 

zwingend vor. Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland empfiehlt den Akten 

führenden Stellen deshalb, ihre Tätigkeit gegenüber der Öffentlichkeit im Internet transparenter zu 

machen. Damit wird auf der einen Seite den Bürgerinnen und Bürgern der Informationszugang 

erleichtert und gleichzeitig der Verwaltungsaufwand der öffentlichen Stellen reduziert. 

1. Die Veröffentlichung von Organigrammen, Geschäftsverteilungsplänen und Listen mit 

Ansprechpersonen gehört bereits zum Standard. Darüber hinaus sollten vorhandene Aktenpläne 

und -verzeichnisse ebenfalls im Internet veröffentlicht werden, damit leichter zu erkennen ist, 

welche Kategorien von Akten überhaupt geführt werden. 

2. Gerade bei größeren Behörden ist der Aktenplan allerdings oft so kompliziert, dass bereits seine 

interne Verwendung auf Schwierigkeiten stößt. Sinnvoll ist die Veröffentlichung in einem solchen 

Fall nur, wenn der Aktenplan erläutert oder vereinfacht dargestellt wird. Niemand wird sich 

freiwillig durch ein hundertseitiges Verzeichnis quälen. Handhabbare Findmittel sind somit 

Voraussetzung für die Wahrnehmung des Rechts auf Informationszugang. 

3. Die meisten öffentlichen Stellen verfügen über Dokumente, die von allgemeinem Interesse sind 

und ohne weiteres eingesehen werden können. Grundsätzlich gilt: Stehen einem 
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Informationszugang keine Ausnahmegründe entgegen, können die Dokumente im Regelfall auch 

ins Netz gestellt werden. Viele Kommunen stellen so bereits jetzt die Protokolle öffentlicher 

Sitzungen ihrer Vertretungen zur Verfügung. Einmal eingestellt, kann jede Person darauf 

zugreifen. Der Aufwand zur Bearbeitung von Anträgen auf Informationszugang entfällt. 

4. Ein Indikator dafür, welche Informationen von allgemeinem Interesse sind, könnte das Kriterium 

sein, dass ein Dokument bereits zur Einsicht beantragt wurde. Soweit die Behörde diesem Antrag 

stattgegeben hat, kann das Dokument automatisch ins Netz gestellt werden, um 

Informationswünsche Anderer zu erfüllen und den Verwaltungsaufwand mit künftigen Anträgen zu 

vermeiden. 

5. Was bedeutet Informationsfreiheit? Wie stellt man einen Antrag auf Akteneinsicht? Und welche 

Erfolgsaussichten hätte ein solches Begehren? Um solche Fragen zu beantworten, könnte ein 

Leitfaden oder die Beantwortung häufig gestellter Fragen (FAQ) auf den Seiten der einzelnen 

Behörden zur Klärung beitragen. 

In der Bundesrepublik setzt die Bundesagentur für Arbeit auf diesem Gebiet erste Maßstäbe, indem 

sie ehemals „interne“ Weisungen und Dokumente nun im Internet veröffentlicht. Die Bürgerinnen und 

Bürgern können dadurch behördliche Handlungen besser nachvollziehen und ihr Mitspracherecht 

leichter wahrnehmen. 

Die Informationsfreiheitsbeauftragten des Bundes und der Länder stehen Verwaltungen, die ihr 

Informationsangebot verbessern möchten, jederzeit gerne für eine Beratung zur Verfügung. 
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4.2 Verbraucherinformation unverzüglich regeln  
(Entschließung der  Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland am 

12. Dezember 2006) 

Das Verbraucherinformationsgesetz ist vorerst gescheitert. Die Konferenz der 

Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland bedauert, dass dieses Anliegen damit zunächst 

ungeregelt bleibt. Das verfolgte Ziel, als Konsequenz aus den Lebensmittelskandalen der letzten Zeit 

die Informationsansprüche der Verbraucherinnen und Verbraucher zu stärken und mehr Transparenz 

zu schaffen, ist aber aktueller denn je und bedarf weiterhin dringend einer möglichst umfassenden 

Regelung. Bund und Länder sind deswegen aufgefordert, dieses für einen wirksamen 

Verbraucherschutz so wichtige Anliegen mit Nachdruck weiterzuverfolgen und gegebenenfalls auch 

auf Landesebene umzusetzen. 
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5. Pressespiegel 

 
Datum Zeitung Titel/Inhalt 

22.03.2006 Bremer 
Tageszeitungen 

Das Thema: Das Informationsfreiheitsgesetz 

Unkompliziert ist die Sache nicht – Wie funktioniert das neue 
Gesetz? Radikaler Kulturwandel – oder Papiertiger? 

28.03.2006 Bremer 
Tageszeitungen 

Schelte für Gesetzentwurf der Koalition 

Experte: SPD und CDU gehen bei Informationsfreiheit nicht weit 
genug / Grünen-Vorschlag erntet Lob 

28.03.2006 Nordsee-Zeitung Auskünfte ohne lästiges Fragen 

Koalition und Opposition wollen mehr Informationsfreiheit 
erreichen 

März 2006 AOK Magazin 

Praxis Aktuell 

Transparenz um jeden Preis? 

Zum neuen Informationsfreiheitsgesetz 

05.08.2006 Bremer 
Tageszeitungen 

Bürger haben Recht auf Auskunft 

Behörden müssen Akten öffnen 

20.08.2006 Sonntagsjournal Mehr Rechte für die Bürger 

Informationsfreiheitsgesetz gilt in Bremen 

20.09.2006 Nordsee-Zeitung Datenschützer mit neuer Internet-Seite 

25.09.2006 Bremer 
Tageszeitungen 

Homepage zur Informationsfreiheit 

27.09.2006 taz-nord-bremen Online informationsfrei 

14.12.2006 Nordsee-Zeitung Aus der Bürgerschaft 

Nachfrage zum Informationsfreiheitsgesetz 
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